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I. Perſönliche Angelegenheiten. 
„Der bisherige Oberſtudienrat Prof. Dipl.-Ing. Meyer in Duisburg iſt zum Ober⸗ 
ſtudiendirektor ernannt worden. Ihm iſt die Stelle des Oberſtudiendirektors der Staat- 
lichen Maſchinenbau⸗ und Hüttenſchule in Duisburg übertragen worden. 


Die Studienräte Prof. Deutſch in Köln und Oſterroth in Königsberg i. Pr. ſind 
zu Oberſtudienräten ernannt worden. 


II. Allgemeine Verwaltungsangelegenheiten. 


RdErl. d. FM., zugl. i. N. des Min Präſ. u. ſämtl. Staatsminiſter, vom 25. Mai 1925 
Nr. III 2. 267 Hochbauabt., 1 C 1. 940 Finanzabt. FM., 1 4809 25 St. M., Ia 432 M. d. J. 
VI 1343 IM., I 5145 M. f. L., D. u. F., 2B. 1 1159, 1 4376 M. f. H. u. G., A. 5896 
M. f. W., K. u. V., A. 339 11 WM., betr. Rundfunkanlagen für Privatzwecke. 
1. Der gemeinſchaftliche Runderlaß vom 23. Juli 1924 — III 2. 685, 1 0.1.1514 FM. uſw. 


(veröffentlicht im FMBl. 1924 S. 163, im MBl. f d. i. V. 1924 S. 782 und in Nr. 33 des ZBL. 
der Bauverw. vom 13. Auguſt 1924 S. 282) wird dahin abgeändert, daß von der Veröffent- 
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lichung dieſes Erlaſſes ab eine Auerkennungsgebühr für die Genehmigungserteilung zur 
Schaffung einer Außenantennen⸗Anlage nicht mehr zu erheben iſt. Somit kommt von dieſem 
Zeitpunkte ab der vorletzte Abſatz des Runderlaſſes vom 23. Juli 1924 in Wegfall. Eine 
Rückerſtattung der ſeitens der Wohnungsnutznießer bisher gezahlten Beträge kommt nicht 
in Frage; von nachträglicher Feſtſetzung und Erhebung von Anerkennungsgebühren kann 
abgeſehen werden. 

2. Zur Behebung von Zweifeln wird in Erweiterung des gedachten Runderlaſſes 
beſtimmt: 

a) Die Anbringung von Rundfunkantennen zu Privatzwecken auf gemeinſchaft⸗ 
lichen Hausböden (Trockenböden uſw) in den daſelbſt bezeichneten Gebäuden 
iſt grundſätzlich zu unterſagen. 

b) Die Anbringung von Innenantennen (d. h. ſolcher Antennen, die auf den zu 
den betreffenden Wohnungen gehörigen Dachböden gezogen ſind, ſowie die ſogen. 
Zimmer⸗ und Rahmenantennen in den betreffenden Wohnungen) zu Privat- 
zwecken in ſolchen Gebäuden unterliegt nicht der Genehmigung durch die das 
Gebäude verwaltende Dienſtſtelle. 


Dieſer Erlaß gilt auch für die in dem Runderlaß d. M. f. W., K. u. V. vom 2. Januar 1925 
(G. 1 C. Nr. 10613 G. II, U. III E., U. IV) bezeichneten ſtaatseigenen Baulichkeiten. 


Zugleich im Namen des Miniſterpräſidenten und ſämtlicher Staatsminiſter 
Der Finanzminiſter. 
J. A.: Herrmann. 


An die nachgeordneten Behörden aller Zweige der preußiſchen Staatsverwaltung. 


III. Handels angelegenheiten. 


1. Schiffahrts angelegenheiten. 


Erl. d. M. f. H. vom 16. Mai 1925 Nr. Va 4706, betr. Befugnis zur Ausübung des 
Schiffergewerbes. 

Das Seeamt in Hamburg hat durch ſeinen Spruch vom 28. April 1925 über die 
Strandung des Fiſchdampfers „Schopenſtehl“ dem Steuermann dieſes Fahrzeuges, Führer 
von Fahrzeugen in mittlerer Hochſeefiſcherei Wilhelm Biscup, geb. am 6. Januar 1892 zu 
Leer, die Befugnis zur Ausübung des Schiffergewerbes entzogen. 


J. A.: Blank. 


An den Herrn Oberpräſidenten in Stettin und die Herren Regierungspräſidenten in Königs⸗ 
berg, Marienwerder, Schleswig, Lüneburg, Stade, Osnabrück, Aurich, Düſſeldorf und Köln. 


Erl. d. M. f. H. vom 28. Mai 1925 Nr. Va 5260, betr. Befugnis zur Ausübung des 
Gewerbes. 

Das Seeamt zu Hamburg hat durch ſeinen Spruch vom 20. März 1925 über die 
Strandung des Dampfers „Heinrich“ dem Führer dieſes Fahrzeuges, Seejteuermann Karl, 
Wilhelm, Otto, Adolf Bode, geb. am 16. September 1895 zu Schwarzfelde, die Befugnis 
zu Ausübung des Gewerbes entzogen. 


J. A.: Blank. 
An den Herrn Oberpräſidenten — Waſſerbaudirektion — in Stettin und die Herren 


Regierungspräſidenten in Königsberg, Marienwerder, Schleswig, Lüneburg, Stade, Dsna- 
brück, Aurich, Düſſeldorf und Köln. 


1 


2. Sonſtige Angelegenheiten. 


Erl. d. M. f. H. vom 26. Mai 1925 Nr. III 394611, betr. Anerkennung der Zuverläſſig⸗ 
keit einer poröſen Maſſe zur Füllung von Behältern für gelöſtes Azetylen. 


Die Norddeutſche Azetylen⸗ und Sauerſtoffwerke A.⸗G. in Wilhelmsburg hat für 
Preußen die allgemeine Anerkennung der Zuverläſſigkeit einer poröſen Maſſe zur Füllung 
von Behältern für gelöſtes Azetylen beantragt. Die Maſſe, beſtehend aus 75 v. H. 
Bimskies und 25 v. H. Kieſelgur, iſt von der Chemiſch⸗Techniſchen Reichsanſtalt in Berlin⸗ 
Plötzenſee geprüft worden. Sie entſpricht den Bedingungen des § 4 vorletzter Abſatz der 
Polizeiverordnung, betreffend den Verkehr mit verflüſſigten und verdichteten Gaſen 
(HMEL. 1914 S. 401). 

Im Einvernehmen mit dem Herrn Reichs verkehrsminiſter wird die poröſe Maſſe der 
genannten Firma gemäß § 4 letzter Abſatz a. a. O. widerruflich als zuverläſſig anerkannt 
und unter folgenden Bedingungen zum Verkehr zugelaſſen: 

1. Bei der Herſtellung der poröſen Maſſe und beim Füllen der Behälter ſind die 
von der Chemiſch⸗Techniſchen Reichsanſtalt in ihrem Gutachten vom 1. Mai 1925 
— Tgb. Nr. 499 1 25 — geſtellten Bedingungen zu beachten. Insbeſondere 
muß der Bimskies nach Härte und Feſtigkeit den von der Reichsanſtalt bei 
ihren Verſuchen feſtgeſtellten Anforderungen entſprechen. Die Norddeutſche 
Azetylen⸗ und Sauerſtoffwerke A.⸗G. wird verpflichtet, Proben des Bimskieſes 
von jeder bei ihr eingehenden Lieferung der Reichsanſtalt zur Unterſuchung 
einzuſenden. Die Rohſtoffe müſſen innig miteinander gemiſcht und vor dem 
Einfüllen in die Behälter gut getrocknek werden. Auf je 1 des Behälter⸗ 
inhalts find 460 g der trockenen Maſſe und, entſprechend der Poroſität der 
Maſſe von 79,87 v. H., 0,409 ) Azeton einzufüllen. 

2. Auf jedem Behälter muß außer den unter $ 4 Ziffer 2 a. a. O. geforderten 
Angaben auch das Gewicht der Flaſche mit Ventil und Rollring und ein- 
ſchließlich der poröſen Maſſe und des Azetons, aber ohne die Schutzkappe ver⸗ 
merkt werden. 

3. In den Füllwerken für gelöſtes Azetylen iſt vor jeder Neufüllung das Leer⸗ 
gewicht der Behälter (mit poröſer Maſſe und Azeton, vgl. Ziffer 2) feſtzuſtellen. 
Bleibt das ermittelte Leergewicht hinter dem auf der Flaſche angegebenen bei 
den 40 J⸗Flaſchen um 0,5 kg oder mehr, bei den 5 ⸗Flaſchen um 0,1 kg oder 
mehr zurück, ſo iſt eine Neufüllung mit Gas nur nach entſprechender Ergänzung 
des Löſungsmittels (Azeton) zuläſſig. Erforderlichenfalls iſt auch die Füllmaſſe 
zu ergänzen. Es iſt Aufgabe der Firma Norddeutſche Azetylen- und Sauerſtoff⸗ 
werke A.⸗G., die etwa in Frage kommenden fremden Füllwerke entſprechend 
anzuweiſen. 

4. Die Füllung der Flaſchen mit der poröſen Maſſe erfolgt im Betriebe der Nord— 
deutſchen Azetylen⸗ und Sauerſtoffwerke in Wilhelmsburg. Für die Stempelung 
der Behälter gemäß $ 4 Ziffer 2 dritter Abſatz a. a. O. iſt der Norddeutſche 
Verein zur Überwachung von Dampfkeſſeln in Altona zuſtändig. 

5. Die Norddeutſche Azetylen⸗ und Sauerſtoffwerke A.⸗G. hat erſtmalig nach 
Ablauf von 1 Jahr (von dem Zeitpunkte an gerechnet, an dem auf Grund 
dieſer Genehmigung mit poröſer Maſſe gefüllte Flaſchen zuerſt in den Verkehr 
gebracht werden), und weiterhin in jedem der darauf folgenden 4 Jahre je eine 
der im erſten Jahre gefüllten und in den Verkehr gebrachten Flaſchen der 
Chemiſeh⸗Techniſchen Reichsanſtalt in Berlin⸗Plötzenſee zur Nachprüfung, ob die 
poröſe Maſſe als dauernd zuverläſſig gelten kann, zur Verfügung zu ſtellen. 
Die hiermit und mit der Unterſuchung der Bimskiesproben nach Ziffer 1 ver⸗ 
bundenen Koſten ſind von der Firma zu tragen. 

Abdrucke dieſes Erlaſſes für die Oberregierungs⸗ und »gewerberäte, die Regierungs- 
und Gewerberäte und die Gewerberäte ſind beigefügt. 

(Zuſatz für die Aufſichtsbehörden der Dampfkeſſelüberwachungsvereine:) 
5 Ferner liegen Abdrucke zur Verſtändigung der Dampfkeſſelüberwachungsvereine (5 für 
jeden Verein) bei. 

don Pee ren. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin. 


— en 
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IV. Gewerbliche Angelegenheiten. 


1. Dampfkeſſelweſen. 


Erl. d. M. f. H. vom 25. Mai 1925 Nr. III 4627, betr. Rohrleitungen im 
Dampfkeſſelbetriebe. 


Nachſtehende Abſchrift überſende ich zur Kenntnis und Beachtung. 
Für die Gewerbeaufſichtsbeamten ſind Abdrucke beigefügt. 


(Zuſatz für die Aufſichts behörden der Dampfkeſſelüberwachungs vereine — 
außer Oberbergamt Dortmund:) 
Weitere Abdrucke zur Verſtändigung der Dampfkeſſelüberwachungsvereine (5 für jeden 


Verein) liegen bei. 
J. A.: Römhild. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin. 


Abſchrift. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W9, den 18. Mai 1925. 


Im Betriebe des Keſſelhauſes der Brikettfabrik der Grube N. in NN. ſind am 
21. Februar d. Is. durch den aus einem defekten Dampfſammelrohr ausſtrömenden Dampf 
zwei Perſonen tödlich verunglückt. 

Das Keſſelhaus enthält 16 Flammrohrkeſſel, die in zwei Batterien zu 9 und 
7 Keſſeln aufgeſtellt ſind. Die Hauptdampfleitung für die erſte Keſſelbatterie beſteht 
bis zum 6. Keſſel aus einem Rohrſtrang von 300 mm Nennweite, mündet dort in ein 
T-Stück und iſt jenſeits des Stückes durch ein entſprechendes totes Stück von 
250 mm Nennweite verlängert. Der Anſchluß an das T-Stüd iſt durch eine Flanſch⸗ 
verbindung hergeſtellt. Dieſe beſteht aus einem auf das Rohr aufgewalzten Stahlring, der 
durch einen loſen Ring mit dem Endflanſch des T-Stückes verbunden iſt. Die Leitungen 
führen überhitzten Dampf von 15 Atm., der durch einen Abzweig von der 300⸗mm-⸗Leitung 
der Turbine zugeführt wird. Durch einen Kurzſchluß im Generatorſtromkreis wurde die 
Turbine plötzlich entlaſtet, das Schnellſchlußventil trat in Wirkſamkeit und bei dem durch 
die Unterbrechung der Dampfſtrömung eingetretenen Stoß zog ſich die 250-mm-Dampf- 
leitung aus dem aufgewalzten Flanſch heraus. Durch den ausſtrömenden Dampf wurden 
die beiden Perſonen verbrüht. 

Die Urſache des Unglücksfalls iſt auf die unzweckmäßige Flanſchverbindung, die nach 
den heutigen Anſchauungen nicht mehr als vollkommen betriebsſicher anzusehen iſt, zurück⸗ 
zuführen. Der Fachnormenausſchuß für Rohrleitungen beim Verein Deutſcher Ingenieure 
hat den neueren Anſchauungen dadurch Rechnung getragen, daß für die vorliegenden 
Verhältniſſe nur folgende Ausführungen nach den Normenentwürfen 

DIN 2141 Walzflanſch mit zylindriſcher Flanſchbohrung und Abfaſung oder 

kegeliger Flanſchbohrung ohne Abfaſung, 

DIN 2145 angenieteter Sicherheitswalzflanſch Ausführung wie DJN 2141, 

DJN 2166 loſer Flanſch mit Aufſchweißbund, 

DIN 2174 loſer Flanſch mit Vorſchweißbund (überlappter Schweißbund) 
zuläſſig ſind. Wenn auch die Normenentwürfe noch nicht verabſchiedet worden ſind, ſo 
lege ich doch Wert darauf, daß bei Neuanlagen ſchon jetzt dieſe Konſtruktionsprinzipien 
der „Deutſchen Induſtrienormen“ zum Anhalt genommen werden. Ich erſuche, die Werks⸗ 
verwaltungen von Vorſtehendem in Kenntnis zu ſetzen und auch die Dampfkeſſelüberwachungs⸗ 
vereine entſprechend zu verſtändigen. 


16 774/25, 1811. III 4295. J. A.: Hatzfeld. 


An die Oberbergämter in Breslau, Clausthal, Dortmund, Bonn und Halle. 
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Erl. d. M. f. H., d. IM. u. d. M. f. V. vom 22. Mai 1925 Nr. III 1574, 16 821 M. f. H., 
III 1 265 FM., II 9. 419 M. f. V., betr. Ausrüſtung und überwachung dampfgeheizter 
Warmwaſſerbereiter. 

Unter Aufhebung meiner, des mitunterzeichneten Miniſters für Handel und Gewerbe, 
Erlaſſe vom 15. Januar 1923 — III 500 — und vom 23. Auguſt 1923 — III 646211, 
16919 — wird über die Anwendung der Dampffaßverordnung auf dampfgeheizte Warm⸗ 
waſſerbereiter nunmehr nach eingehenden Beratungen mit den beteiligten Kreiſen auf Grund 
des § 25 a. a. O. zuſammenfaſſend folgendes beſtimmt: f 

I. Warmwaſſerbereiter, die im Anſchluß an Nie derdruckdampfkeſſel betrieben werden, 

und deren Heizdampf infolgedeſſen ½ Atmoſphäre Überdruck nicht überſchreiten kann, ſind 
von dem Geltungsbereich der Dampffaßverordnung ausgenommen. 
. II. Wird der Heizdampf für Warmwaſſerbereiter aus Dampfanlagen, deren Betriebs⸗ 
überdruck mehr als ½ Atmoſphäre betragen kann, entnommen, aber vor Eintritt in den 
Warmwaſſerbereiter auf ½ Atmoſphäre oder darunter entſpannt, fo iſt in ſinngemäßer 
Anwendung des § 2 Ziff. 5 der Dampffaßverordnung durch eine Abnahmeprüfung im 
Betriebe nachzuweiſen, daß der Überdruck des Heizdampfs im Warmwaſſerbereiter '/, Atmo⸗ 
ſphäre nicht überſteigen kann. Die Sicherung gegen Überſchreiten des zuläſſigen Druckes 
kann erfolgen: 

a) durch ein offenes, nicht verſchließbares Rohr oder durch ein Standrohr mit 
Waſſer⸗ oder Queckſilberfüllung in der Dampfzuleitung. So ausgerüſtete Warm⸗ 
waſſerbereiter ſind nach befriedigender Abnahmeprüfung von den Beſtimmungen 
der Dampffaß verordnung befreit; 
durch ein in die Dampfzuleitung eingebautes zuverläſſiges Sicherheits ventil. 
Solche Apparate ſind nach befriedigender Abnahmeprüfung von der Anwendung 
der Dampffaßverordnung mit folgender Maßgabe befreit: Die Berechnung der 
Wondſtärken hat nach den Bauvorſchriften für Dampfkeſſel zu erfolgen. Werden 
Bleche verwendet, deren Eigenſchaften nicht durch Sachverſtändigen⸗ oder Werks⸗ 
beſcheinigung entſprechend den Materialvorſchriften für Dampffäſſer nachgewieſen ., K 
werden, fo iſt der Berechnung eine Blechfeſtigkeit von höchſtens 30 kg/ gem / 
zugrunde zu legen. ni A 

„Alle Warmwaſſerbereiter der unter IIa) und b) genannten Art find in der Dampf⸗ re. 5 
zuleitung hinter dem Standrohr oder Sicherheitsventil mit einem zuverläſſigen Manometer 
mit Kontrollflanſch (zur Anbringung des amtlichen Prüfmanomekers) zu verſehen. Der 
höchſtzuläſſige Betriebsüberdruck von ¼ Atmoſphäre iſt auf dem Manometer durch eine 
Marke zu kennzeichnen. 
. III. Auf Warmwaſſerbereiter, die mit (Friſch⸗ oder Ab-) Dampf von mehr als 
951 Atmoſphäre Überdruck betrieben werden, oder bei denen nicht durch eine der in 
Abſchnitt II angegebenen Vorrichtungen ſicher verhindert wird, daß der Überdruck des 
an % Atmoſphäre überſteigt, iſt die Dampffaßverordnung in vollem Umfange 
uwenden. 


* 


b 


. 


Allgemein iſt folgendes zu beachten: 
„Für ausreichenden Froſtſchutz der Anlagen, insbeſondere der Standrohre und ſonſtigen 

Sicherheitsvorrichtungen, iſt zu ſorgen. 
lei Dampfgeheizte Warmwaſſerbereiter, die mittelbar (mittels Rohrſchlangen oder der⸗ 
felge beheizt werden, müſſen zur Verhütung unzuläſſiger Beanſpruchung der Wandungen 
v ent 15 Ausdehnung des ſich erwärmenden Waſſers am Waſſerraum ein Sicherheits- 

A Unmittelbarer Gewichtsbelaſtung und ſeitlichem Abfluß erhalten. 

Alle Sicherheitsventile ſind gegen unbefugte Anderung der Belaſtung zu ſchützen. 
5 Für den unmittelbaren Anſchluß von Warmwaſſerbereitern an Druckwaſſerleitungen 
ſind die etwa beſtehenden beſonderen örtlichen Vorſchriften zu beachten. Werden Warm⸗ 
waſſerbereiter mit überhitztem Dampf betrieben, ſo iſt der Überdruck des eintretenden 
Heizdampfes auf den Druck geſättigten Dampfes von gleicher Temperatur umzurechnen 
lage 1 85 feſtzuſtellen, unter welchen Abſchnitt der vorſtehenden Beſtimmungen die An 

alt. 

Bemerkungen zu II: 

1. Der Beſchickungsraum von Warmwaſſerbereitern, die mittelbar (mittels Rohr⸗ 
ſchlangen oder dergl.) mit Dampf beheizt werden, ſteht oft unter einem ſtatiſchen Druck, 
der / Atmoſpäre weſentlich überſchreitet, jo daß die Anbringung eines Standrohres oder 
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offenen Rohres nach § 2 Ziff. 5 der Dampffaßverordnung unmöglich iſt. Die vorliegende 
Faſſung unter IIb bedeutet eine Erleichterung für diejenigen Warmwaſſerbereiter, die zwar 
dem 8 2 Ziff. 5 nicht entſprechen, bei denen aber auf andere Weile dafür geſorgt iſt, daß 
ein erheblicher Dampfdruck nicht entſtehen kann. 

2. Für alle unter IIa genannten (alten und neuen) Warmwaſſerbereiter und für 
bereits beſtehende Anlagen der unter Ilb behandelten Art wird von beſonderen Beſtimmungen 
über den Bauſtoff und die Berechnung der Wandſtärken abgeſehen. Jedoch haben die 
Sachverſtändigen bei der Abnahme neben der Prüfung der Sicherheitsvorrichtungen auch 
auf ſachgemäße Bauart und ſorgfältige Ausführung der Apparate zu achten. 


(Zuſatz nur für die Oberbergämter:) 

Die im Erlaß vom 23. Auguſt 1923 — III 646211, 16 919 — getroffene Beſtimmung, 
nach der bei Neuanlagen künftig die Warmwaſſerbereiter an einem von den Bade- und 
Ankleideräumen durch Schutzwände abgetrennten Platze aufzuſtellen ſind, bleibt auch 
weiterhin beſtehen. 

Abdrucke für die Oberregierungs⸗ und -gewerberäte, die Regierungs- und Gewerbe- 
räte, die Gewerberäte und die Bergrevierbeamten liegen bei. 

(Zuſatz für die Aufſichts behörden der Dampfkeſſelüberwachungs vereine: 

Ferner werden Abdrucke zur Benachrichtigung der Dampfkeſſelüberwachungsvereine in 
der erforderlichen Anzahl (5 für jeden Verein) beigefügt. 

Der Miniſter Der Finanzminiſter. Der Miniſter 
für Handel und Gewerbe. J. A.: Herrmann. für Volkswohlfahrt. 
J. A.: von Meyeren. J. A.: Conze. 


An die Herren Regierungspräſidenten, den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin und die 
Oberbergämter. 


2. Arbeiterſchutz und Wohlfahrtspflege. 


Erl. d. M. f. H. vom 19. Mai 1925 Nr. III 3331, betr. Sonntagsarbeit in Bäckereien 
und Konditoreien. 


In meinem Erlaſſe vom 18. April 1922 (HMBl. ©. 84) hatte ich gegen das Urteil 
des Hanfeatifchen Oberlandesgerichts zu Hamburg vom 5. Auguſt 1921 (R. II 119/21) 
Stellung genommen, in welchem gewiſſe Sonntagsarbeiten in den Bäckereien und Kon⸗ 
ditoreien im Hinblick auf die Beſtimmung des § 105% Abf. 1 Ziff. 4 G0. als zuläſſig 
bezeichnet worden waren. Das Hanſeatiſche Oberlandesgericht hat in einem neueren 
Reviſionsurteil vom 19. Februar d. J. (K. II 21.25) den bisherigen Standpunkt in dieſer 
Frage verlaſſen. In der Begründung des betreffenden Urteils iſt u. a. folgendes ausgeführt. 

„Schon wegen dieſer Widerſprüche muß das Urteil aufgehoben werden. 

Dies iſt aber weiter auch deshalb erforderlich, weil der Senat ſeine frühere, vom 
Vorderrichter zugrunde gelegte, in den Urteilen vom 5. Auguſt 1921 und 31. März 1922 
ausgeſprochene Rechtsanſicht hinſichtlich der Tragweite des § 105% Abſ. 1 Nr. 4 der 
Gewerbeordnung in ſeiner jetzigen Beſetzung nicht aufrechterhalten kann. Es iſt in 
dieſen früheren Entſcheidungen der Charakter der fraglichen Beſtimmung als einer 
ſtreng auszulegenden Ausnahmevorſchrift verkannt. Sie iſt jedeufalls in erſter Linie 
für Fälle beſtimmt, in denen die Herſtellung des Arbeitserzeugniſſes ſich notwendig auf 
mehrere Tage verteilt und eine Unterbrechung nicht angängig iſt. Das trifft beim Konditor 
nicht zu. Es handelt ſich bei ihm nur darum, daß er gewiſſe Waren möglicherweiſe nicht 
am Sonntag verkaufen kann, wenn er ſie nicht am gleichen Tage herſtellt. Von einem 
Mißlingen von Arbeitserzeugniſſen kann daher nur unter dem Geſichtspunkt die Rede ſein, 
daß er ein Recht auf Verkauf aller möglichen Erzeugniſſe am Sonntag habe. Aber ein 
ſolches Recht iſt ihm nicht zuzugeſtehen, es muß hinter den ſozialpolitiſchen Erforderniſſen, 
die Vermeidung der gewerblichen Sonntagsarbeit verlangen, zurücktreten. Auch ſo bleiben 
noch genügend Waren, die am Sonnabend hergeſtellt und am Sonntag verkauft werden 
können. Auch das Argument, daß — in Hamburg — zu gewiſſen Tagesſtunden leicht 
verderbliche Waren ausgetragen werden dürfen, iſt nicht durchſchlagend, da „leicht verderblich“ 
nicht gleich zu ſetzen iſt mit „nur am gleichen Tage herſtellbar“. 
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Das Ergebnis iſt, daß die gewerbliche Sonntagsarbeit im Konditoreigewerbe allen 
Umfangs verboten iſt. Als erlaubt können nur ſolche Handgriffe gelten, die nötig und 
üblich ſind, um die Ware zum Verkauf fertigzumachen. Dieſe fallen dann aber in das 
Handelsgewerbe, nicht in das Produktionsgewerbe.“ 

Abdrucke dieſes Erlaſſes für die Gewerbeaufſichtsbeamten ſind beigefügt. 


J. A.: von Meyeren. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten, hier. 


Erl. d. M. f. H. vom 27. Mai 1925 Nr. III 4517, 14932, betr. Verordnung über die 
Arbeitszeit in den Kokereien und Hochofenwerken. 


Auf verſchiedene an ihn gerichtete Anfragen wegen Auslegung des Begriffes des 
Arbeitnehmers in der Verordnung über die Arbeitszeit in Kokereien und Hochofenwerken 
vom 20. Januar d. J. (RGBl. S. 5) hat der Herr Reichsarbeitsminiſter folgendes 
ausgeführt: 

„Nach meiner Anſicht ift der Arbeitnehmerbegriff in der Verordnung über die Arbeits- 
zeit in Kokereien und Hochofenwerken vom 20. Januar 1925 durchaus der gleiche wie der 
Begriff des Arbeitnehmers in Titel VII der Gewerbeordnung oder in der augenblicklichen 
Arbeitszeitverordnung. Er umfaßt alſo auch die Werkmeiſter und Techniker. Selbſt⸗ 
verſtändlich unterliegen die Werkmeiſter und Techniker der Verordnung nur unter den 
gleichen Vorausſetzungen, unter denen ihr auch alle andern Arbeitnehmer unterliegen, 
nämlich daß ſie den überwiegenden Teil des Tages im Gefahrenbereich der Ofen 
beſchäftigt ſind.“ 

Der Auffaffung des Herrn Reichsarbeitsminiſters ſchließe ich mich an. 

Abdrucke dieſes Erlaſſes für die Gewerbeaufſichts- und die Bergrevierbeamten ſind 
beigefügt. 

J. A.: Gerbaulet. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten, hier, ſowie 
an die Oberbergämter. se 2 leid) hier, 


Erl. d. M. f. H. vom 16. Juni 1925 Nr. 8720, betr. Lehrlingshaltung im Barbier-, 
Friſeur⸗ und Perückenmachergewerbe. 


. „Die Geltungsdauer meiner Anordnung vom 26. Mai 1924, betr. Lehrlingshaltung 
im Barbier⸗, Friſeur⸗ und Perückenmachergewerbe — Tgb. Nr. IV 6570 — (SM Bl. S. 177), 
wird bis zum 30. September 1926 verlängert. 


Dr. Schreiber. 


V. Gewerbliche Unterrichts angelegenheiten. 


1. Allgemeine Angelegenheiten. 
Erl. d. M. f. H. vom 2. Juni 1925 Nr. IV 7788, betr. öffentliche Haushaltungsſchulen. 


Beifolgend überſende ich Ihnen ein Verzeichnis der von mir auf Grund des Erlaſſes 
vom 17. April d. J. — IV 3860 — (SMBl. S. 139) anerkannten Haushaltungsſchulen. 
Das Verzeichnis tritt an die Stelle der mit Erlaß vom 25. September 1918 — IV 49961 — 
(HMBl. S. 258) bekanntgegebenen Schulen, an denen Haushaltungskurſe abgehalten 
werden, deren erfolgreicher einjähriger Beſuch zum Eintritt in techniſche Seminare uſw. 
unter Fortfall der ſonſt geforderten techniſchen Vorprüfung berechtigt. f 

Sofern die Schulen im dortigen Bezirk liegen, ſind ſie von der Anerkennung in 
Kenntnis zu ſetzen. Falls unter den Anſtalten eine Schule mit Seminar vorhanden iſt, 
iſt ihr außerdem das überſandte Verzeichnis mitzuteilen. 


, Dre von Seefeld. 


An die Herren Regierungspräſidenten und das Provinzial-Schulkollegium, Abteilung III, 
in Berlin⸗Lichterfelde. 
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Verzeichnis 
der gemäß Erlaß vom 17. April 1924 — IV 3860 — (Ziff. 8 II u. III der 
Beſtimmungen) anerkannten Haushaltungsſchulen. 


| Ort Name der Schule 
J. Staatliche Haushaltungsſchulen. 
1 Potsdam Staatliche Handels- und Gewerbeſchule für Mädchen. 
2 Rheydt. Staatliche Handels⸗ und Gewerbeſchule für Mädchen. 
3 Flensburg. . | Staatliche Haushaltungs⸗ und Gewerbeſchule für Mädchen. 
II. Andere öffentliche Haus haltungsſchulen. 
4 Aachen . Städtiſche Haushaltungs⸗ und Gewerbeſchule für Mädchen. 
5 | Altona Städtiſche Haushaltungsſchule. 
6 | Bochum . Städtiſche Haushaltungsſchule. 
7 | Bonn. Städtiſche Gewerbeſchule für Mädchen und Frauen. 
8 | Breslau . Städtische Frauenberufsſchule. 
9 Caſſel. Städtiſche Handels⸗ und Gewerbeſchule für Mädchen. 
10 | Dortmund . Städtiſche Gewerbeſchule für Mädchen. 
11 Düſſeldorf . Städtiſche Haushaltungsſchule. 
12 Einbeck. Städtiſche Haushaltungs⸗ und Gewerbeſchule für Mädchen. 
eie Städtiſche Haushaltungsſchule. 
14 | Frankfurt a. M. Städtiſche Haushaltungs- und Gewerbeſchule für Mädchen. 
15 Görlitz ee Städtiſche Haushaltungs⸗ und Gewerbeſchule für Mädchen. 
16 Halle a. S. Städtiſche Handels⸗, Gewerbe⸗ und Haushaltungsſchule 
für Mädchen. 
17 Hannover Städtiſche Gewerbe- und Haushaltungsſchule für Mädchen. 
18 Hirſchberg Städtiſche Haushaltungsſchule. 
ie 8 Städtiſche Haushaltungsſchule. 
20 | Königsberg i. Pr. . Oſtpreußiſche Mädchengewerbeſchule. 
21 Königsberg i. Pr. . Städtiſche Haushaltungsſchule. 
22 Magdeburg. . | Städtifche Gewerbeſchule für Mädchen. 
23 | Nienburg a. W. Städtiſche Haushaltungs- und Gewerbeſchule für Mädchen. 
24 Oppeln Städtiſche Haushaltungs- und Gewerbeſchule für Mädchen. 
25 | Schneidemühl . Städtische Haushaltungs- und Gewerbeſchule für Mädchen. 
26 Stettin Städtiſche Handels-, Gewerbe- und Hauswirtſchaftsſchule 
für Frauen und Töchter. 
27 | Waldenburg (Schleſ.) Städtiſche Gewerbeſchule für Mädchen. 
III. Sonſtige Haushaltungsſchulen, die den öffentlichen gleichzuſtellen ſind. 
28 | Berlin-Schöneberg Lette⸗Verein. 
29 Berlin⸗Schöneberg Peſtalozzi⸗Fröbelhaus II. 
30 Caſſel⸗Braſſelsberg Frauenſchule des Diakonievereins. 
31 [Caſſel⸗Habichtswalde. Haushaltungsſchule des Töchterheims. 
32 Ge Elifabethen-Haus, Haushaltungsſchule der Mathilde— 
Zimmer⸗Stiftung. 
33 | Cafjel-Wilhelmshöhe . Luiſenhaus, Haushaltungsſchule der Mathilde⸗Zimmer⸗ 
Stiftung. 
34 Erfurt Bildungsanſtalt von Marie Voigt. 
35 [ Fulda Haushaltungsſchule am Inſtitut St. Maria. 
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2. Fachſchulen. 


Erl. d. M. f. H. vom 20. Mai 1925 Nr. IV 6897, betr. Ausflüge zu belehrenden Zwecken 
an Fachſchulen. 


J. In den Kaſſenanſchlägen der meiner Verwaltung unterſtehenden ſtaatlichen oder 
aus Kap. 69 Tit. 10 des Staatshaushaltsplanes unterſtützten Fachſchulen ſind für 1925 
wieder Mittel für Ausflüge zu belehrenden Zwecken ausgeworfen worden. Die Beträge 
haben bei der ſchwierigen wirtſchaftlichen Lage des Staates in der Höhe, die ſie vor dem 
Kriege erreicht hatten, nicht bemeſſen werden können. Bei ihrer Verwendung iſt daher 
äußerſte Sparſamkeit geboten. Dies zwingt dazu, daß an der ſeinerzeit erfolgten 
Pauſchalierung der aus dieſen Mitteln zu beſtreitenden Zehrungs⸗ und Übernachtungskoſten 
der Lehrer und Lehrerinnen nicht feſtgehalten werden kann. Für die Folge ſind den 
Lehrern und Lehrerinnen nur die bei Beobachtung der gebotenen Sparſamkeit wirklich 
entſtandenen Auslagen an Zehrungs- und Übernachtungskoſten zu erſtatten, und zwar 
den Lehrern und Lehrerinnen, die der Beſoldungsgruppe A 8 oder einer höheren 
als Eingangsgruppe angehören, Zehrungskoſten bis zum Höchſtbetrage von 
9 RM täglich und Übernachtungskoſten bis zum Höchſtbetrage von 3 RM für 
jede Übernachtung, a 8 
den Fachlehrern und Fachlehrerinnen der Beſoldungsgruppe A 7 Zehrungskoſten 
bis zum Höchſtbetrage von 5 RM täglich und Übernachtungskoſten bis zum 
Höchſtbetrage von 2,50 RM für jede Übernachtung. 


5 Bei Ausflügen von kürzerer als achtſtündiger Dauer ſind Zehrungskoſten nur bis 
höchſtens zur Hälfte der vorbezeichneten Sätze zu gewähren. 

Bei Studienausflügen in das Ausland behalte ich mir die Beſtimmung über die 
Höhe der zu gewährenden Entſchädigung von Fall zu Fall vor. 

Außer der Vergütung für Verpflegung und Übernachtung find die wirklich entſtan⸗ 
denen Fahrkoſten zu erſtatten. Hierbei können die Koſten der Eiſenbahnfahrt für eine 
höhere als die dritte Wagenklaſſe nicht vergütet werden. Die Beſtimmungen der Reichs⸗ 
bahn über Fahrpreisermäßigung für Fahrten zu wiſſenſchaftlichen und belehrenden Zwecken 
uſw. ſind zu beachten. 

Im übrigen verbleibt es, abgeſehen von der ſchon durch den Runderlaß vom 
14. Mai 1920 — IV 5180 — (HMBl. ©. 171) aufgehobenen Beſtimmung unter Ziff. 5, bei 
den Vorſchriften des Erlaſſes vom 8. Mai 1903 (SM Bl. S. 199). 

II. Die Erlaſſe vom 14. Mai 1902 (HM Bl. S. 212), 23. März 1905 (HMBl. ©. 71) 
und vom 26. Februar 1913 (HMBL. S. 128) werden dahin abgeändert, daß an Stelle der 
daſelbſt getroffenen Feſtſetzung von Vergütungsſätzen für Verpflegungs- und Übernachtungs- 
koſten die Beſtimmungen zu I über die für Verpflegungs⸗ und Übernachtungskoſten zu 
gewährenden Entſchädigungen und über die Erſtattung der wirklich entſtandenen Fahrkoſten, 
ausgenommen die Reichsbahnbeſtimmungen über die Fahrpreisermäßigung, entſprechend 
auch für Studienreiſen der Lehrer(innen) und Fachlehrer(innen) der zu I bezeichneten 
Fachſchulen zu gelten haben. 

Bei Eiſenbahnfahrten ſind die Koſten der Fahrt in der dritten Wagenklaſſe zu 
erſtatten. Ausnahmen hiervon ſind nur dann zuläſſig und können von Ihnen (dem 
Provinzialſchulkollegium) auf Antrag genehmigt werden, wenn beſondere Gründe (hohes 
Lebensalter, Gebrechlichkeit, Nachtfahrten u. dergl.) die Benutzung der zweiten Wagenklaſſe 
gerechtfertigt erſcheinen laſſen. 

III. Es wird erneut betont, daß, ſoweit für Studienreiſen und für wiſſenſchaftliche 
Ausflüge mit Schülern in den Schulkaſſenanſchlägen Mittel zur Verfügung geſtellt ſind, 
dieſe nicht überſchritten werden dürfen. 

Ich erſuche Sie (das Provinzialſchulkollegium), die Direktoren und Schulvorſtände 
der in Betracht kommenden Fachſchulen unter Benutzung der beiliegenden Überdrucke von 
dem Vorſtehenden alsbald in Kenntnis zu ſetzen. 


J. A.: Dr. von Seefeld. 


An die beteiligten Herren Regierungspräſidenten und das Provinzial-Schulfollegium — 
Abteilung III — in Berlin-Lichterfelde. 
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Erl. d. M. f. H. vom 27. Mai 1925 Nr. IV 6635, betr. Meiſter⸗ und Geſellenprüfungen 
in der Marinefachſchule für Gewerbe und Technik, Abteilung Gewerbeſchule. 
Gemäß $ 133 Abſ. 10 und § 131 Abſ. 2 der GewO. beſtimme ich hiermit folgendes: 
Die von dem Herrn Reichswehrminiſter, Chef der Marineleitung, in der Marine⸗ 

fachſchule für Gewerbe und Technik, Abteilung Gewerbeſchule, auf Grund der mir vor⸗ 

gelegten Meiſterprüfungsordnung veranſtalteten Prüfungen werden den ordentlichen Meiſter⸗ 
prüfungen gleichgeſtellt. 

Die von dem Herrn Reichswehrminiſter, Chef der Marineleitung, ausgeſtellten 
Prüfungszeugniſſe, die nach Ablegung einer auf Grund der mir vorgelegten Geſellen⸗ 
prüfungsordnung in der Marinefachſchule für Gewerbe und Technik, Abteilung Gewerbe⸗ 
ſchule, veranſtalteten Prüfung erteilt werden, haben die Wirkung der Zeugniſſe über das 
Beſtehen der ordentlichen Geſellenprüfung. 

Dieſe Anordnung erſtreckt ſich auf die Berufe der 

Klempner, Kupferſchmiede, Maſchinenbauer, Schloſſer, Schmiede, Mechaniker, 
Elektroinſtallateure, Elektromechaniker, Tiſchler und Zimmerer. 
Berlin, den 27. Mai 1925. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
J. A.: Dr. von Seefeld. 
—— . . a 
VI. Nichtamtliches. 


Bücherſchau. 
(Eine Beſprechung und amtliche Empfehlung der eingeſandten Bücher findet, ſofern es ſich nicht um amtliche 
Ausgaben oder im amtlichen Auftrag herausgegebene Werke handelt, nicht ſtatt.) 
Handbuch der Verwaltungsgebühren. 2. Aufl. Von Max Hahn. Verlag 
von Max Galle. Berlin 1925. 
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